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Das Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr, Sektion IV, 
übermittelt in der Beilage den Entwurf eines Bundesgesetzes 
betreffend die Übertragung von Fernsehsignalen. 

Es wird ersucht, allfällige Stellungnahmen dem Bundesministerium 
für Wissenschaft und Verkehr, Sektion IV, Oberste 
Fernmeldebehörde, zu obiger Geschäftszahl bis spätestens zum 

15. Mai 1997 

zu übermitteln und 25 Ausfertigungen der Stellungnahme dem 
Präsidium des Nationalrates zur Verfügung zu stellen. 

Für den Bundesminister 

Dr. Weber 

Beilage 
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1 

ENTWURF 

Bundesgesetz betreffend die Übertragung 
von Fernsehsignalen 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Zweck 

§ 1. Zweck dieses Gesetzes ist die Umsetzung der Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. Oktober 1995 über die Anwendung von Normen für die Übertragung 
von Fernsehsignalen (95/47/EG). 

Fernsehdienste, die über Kabel, Satellit oder terrestrische Systeme übertragen werden 

§ 2. (1) Breitbildschirm-Femsehdienste müssen aus Programmen bestehen, die in der Absicht 
hergestellt und vertrieben werden, der Öffentlichkeit auf Breitbildschirmen dargestellt zu 
werden. 

(2) Für Dienste im Breitbildschirmformat mit 625 Zeilen, die nicht volldigital sind, ist das 
16:9-D2-MAC-Übertragungssystem oder ein 16:9-Übertragungssystem zu verwenden, das mit 
PAL oder SECAM voll kompatibel ist. Das Format 16:9 ist das Bezugsformat der Breitbild­
schirm-Femsehdienste. 

(3) Für hochauflösende Dienste, die nicht volldigital sind, ist das HD-MAC­
Übertragungssystem zu verwenden. 

( 4) Für volldigitale Dienste muß ein Übertragungssystem verwendet werden, das von einer 
anerkannten europäischen Normungsorganisation genormt worden ist. Ein Übertragungssy­
stem umfaßt folgende Bestandteile: 

1.) Erzeugung von Programmsignalen (Quellkodierung der Audio-Signale, Quellkodierung 
der Video-Signale, Multiplierung der Signale) sowie 
2.) Anpassung an die Übertragungsmedien (Kanalkodierung, Modulation und gegebenenfalls 
Verteilung der Energie). 

(5) Volldigitale Übertragungssysteme, die der Öffentlichkeit für die Verteilung von Fernseh­
diensten zur Verfügung stehen, müssen für die Verteilung von Breitbanddiensten geeignet 
sem. 
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Fernsehgeräte 

* 3. Zum Verkauf oder zur Miete angebotene Fernsehgeräte mit einem integrierten Bild­
schirm, dessen sichtbare Bildschirmdiagonale 42 cm überschreitet, müssen mindestens mit 
einer von einer anerkannten europäischen Normungsorganisation genormten Anschlußbuchse 
für offene Schnittstellen ausgerüstet sein, die den einfachen Anschluß von Peripheriegeräten, 
insbesondere von zusätzlichen Dekodern und Digitalempfangern, ermöglicht. 

Zugangsberechtigung zu digitalen Fernsehdiensten 

§ 4. (1) Alle Fernsehgeräte, die verkauft, vermietet oder in anderer Weise zur Verfügung ge­
stellt werden und die verwürfelte digitale Fernsehsignale dekodieren können, müssen in der 
Lage sein, 

1. solche Signale entsprechend dem gemeinsamen europäischen Verwürfelungs-Algorithmus, 
für den eine anerkannte europäische Normenorganisation als Verwalter fungiert, zu dekodie­
ren und 
2. Signale, die unverschlüsselt übertragen worden sind, wiederzugeben, vorausgesetzt, daß 
der Mieter bei gemieteten Geräten die einschlägige Mietvereinbarung einhält. 

(2) Zugangsberechtigungssysteme müssen die erforderlichen technischen Möglichkeiten für 
eine kostengünstige Übergabe der Kontrollfunktion an den KopfsteIlen der Kabelnetze auf­
weisen, um den Kabelfernsehbetreibern auf lokaler oder regionaler Ebene eine vollständige 
Kontrolle der Dienste zu ermöglichen, die solche Zugangsberechtigungssysteme verwenden. 

(3) Unabhängig vom Übertragungsweg müssen die Anbieter von Diensten mit Zugangsbe­
rechtigung, welche Zugangsdienste zu digitalen Fernsehdiensten herstellen und vermarkten, 
allen Rundfunkveranstaltern zu chancengleichen, angemessenen und nicht diskriminierenden 
Bedingungen technische Dienste anbieten, die es gestatten, daß ihre digitalen Fernsehdienste 
von zugangsberechtigten Zuschauern mit Hilfe von Dekodern empfangen werden. Die Deko­
der sind von den Anbietern von Diensten zu verwalten. Die Anbieter von Diensten haben das 
Wettbewerbsrecht der Gemeinschaft (insbesondere in Fällen einer beherrschenden Wettbe­
werbsposition) zu respektieren.:. 

(4) Die Anbieter von Diensten mit Zugangsberechtigung, welche Zugangsdienste zu digitalen 
Fernsehdiensten herstellen und vermarkten, müssen hinsichtlich ihrer Tätigkeit als Anbieter 
von Diensten mit Zugangsberechtigung eine getrennte Rechnungsführung haben. 

(5) Die Rundfunkveranstalter haben eine Taritliste für Fernsehzuschauer zu veröffentlichen, 
bei der zu berücksichtigen ist, ob Zusatzgeräte bereitgestellt werden oder nicht. 

(6) Bei der Vergabe von Lizenzen an Hersteller von Kundengeräten müssen Inhaber von In­
dustrieeigentumsrechten an Zugangsberechtigungssystemen und -produkten diese zu chan­
cengleichen, angemessenen und nichtdiskriminierenden Bedingungen vergeben. Die Vergabe 
von Lizenzen, bei der technische und handelsspezifische Faktoren zu berücksichtigen sind, 
darfvon den Rechtsinhabern nicht an Bedingungen geknüpft werden, mit denen der Einbau 
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I. einer gemeinsamen Schnittstelle, die den Anschluß auch mehrerer anderer Zugangssysteme 
ermöglicht, oder 
2. von Elementen, die einem anderen Zugangssystem eigen sind, sofern der Lizenznehmer die 
vernünftigen und angemessenen Bedingungen einhält, mit denen die Sicherheit der Transak­
tionen der Anbieter von Zugangsberechtigungssystemen sichergestellt wird, 

in ein Gerät untersagt, verhindert oder erschwert werden soll. 

(7) Fernsehegeräte mit einem integrierten digitalen Dekoder müssen fur den Einbau von min­
destens einer genormten Steckbuchse ausgerüstet sein, die den Anschluß von Zugangsberech­
tigungssystemen und anderen Elementen eines digitalen Fernsehdienstes an den digitalen De­
koderermöglicht. 

Streitschlichtungsverfahren 

§ 5. Diese Bestimmung ist noch zu formulieren; welche Stelle für ein Streitschlichtungsver­
fahren nach Artikel 4 vorletzter Absatz der Richtlinie in Betracht kommt, hängt auch davon 
ab, wer für die Vollziehung dieser Vorschriften zuständig ist. 

Weiterverteilung von Breitbildschirm - Fernsehdiensten 

§ 6. Breitbildschirm-Fernsehdienste im Format 16:9 im Sinne von § 2, die von Kabelfernseh­
systemen empfangen und weiterverteilt werden, sind zumindest im Breitbildschirmformat 
16:9 weiterzuverteilen. 

Stratbestimmungen 

§ 7. (Text ist noch zu formulieren~) 

Vollziehung 

Variante A: 

§ 8. (1). Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist unbeschadet der Abs. 2 und 3 der 
Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr betraut. 

(2) Mit der Vollziehung der §§ 3 und 4 Abs. 7 ist der Bundesminister für wirtschaftliche An­
gelegenheiten betraut. 
(3) Mit der Vollziehung des § 4 Abs. 3 bis 6, sowie der §§ 5 und 6 ist der Bundeskanzler be­
traut. 
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Variante B: 

§ 8. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist unbeschadet der Abs. 2 und 3 der Bun­
desminister rur wirtschaftliche Angelegenheiten betraut. 

(2) Mit der Vollziehug der §§ 2 und 4 Abs. 1 und 2 ist der Bundesminister für Wissenschaft 
und Verkehr betraut. 

(3) Mit der Vollziehung des § 4 Abs. 3 bis 6, sowie der §§ 5 und 6 ist der Bundeskanzler be­
traut. 

Variante C: 

§ 8. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist unbeschadet der Abs. 2 und 3 der Bun­
deskanzler betraut. 

(2) Mit der Vollziehung der §§ 2 und 4 Abs. 1 und 2 ist der Bundesminister für Wissenschaft 
und Verkehr betraut. 

(3) Mit der Vollziehung der §§ 3 und 4 Abs. 7 ist der Bundesminister für wirtschaftliche An­
gelegenheiten betraut. 
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VORBLATT 

1. Problem 

Durch die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995, 
95/47/EG, wurde fur Breitbildschirm-Fernsehdienste das Format 16:9 festgesetzt. Die Be­
stimmungen dieser Richtlinie müssen in österreichisches Recht umgesetzt werden. 

2. Lösung 

Erarbeitung eines Bundesgesetzes betreffend die Übertragung von Fernsehsignalen. 

3. Alternative 

Keine 

4. Kosten 

Das Gesetz verursacht Kosten für die Einrichtung der in § 5 vorgesehenen Schlichtungsstelle. 
Da über die Ausgestaltung dieser Schlichtungsstelle noch nicht entschieden ist, kann über die 
Höhe der Belastung noch keine Aussage getroffen werden. 

5. EU-Recht 

Konformität mit EU-Recht ist gegeben. 
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ERLXUTERUNGEN 

Mit der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.0ktoberI995, 
95/47/EG, über die Anwendung von Normen für die Übertragung von Fernsehsignalen wur­
den Bestimmungen festgelegt, mit welchen das Format 16:9 für Breitbildschirm­
Fernsehdienste eingeführt wird. Durch diese Maßnahme sollen fortgeschrittene Fernsehdien­
ste in Europa gefördert werden. 

Der vorliegende Entwurf dient der Umsetzung der Bestimmungen dieser Richtlinie in inner­
staatliches Recht. 
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:'3. 1 I. Cj:; . \mrsblarr der Euroral~~hcn (H:mc,"'.:ha tren 

RICHTU;\IIE 9;!-'7/EG DES EUROrAISCHE.\' P,\RUME:\1TS L::-.IO DES R.\ TIS 

vom 2.-'. Okrober 19':1, 

uber die .\nwendung \'on :\1ormen für die Lbcrtral!ung \'on Fcrnsehsignaien 

[):\S EUROP;\IKHE P:\RL\.\IE:-;T L::-;O DER R.H DER 
EUROPAISCHE:-; L':--;IO:-' -

gestutzt auf den \'crtrae lur Grundung der Europais~hen 
Gemeinschaft. Insbesonderc Jut Arnkel 57 Absatz 2 
sowie die Arnkel 66 und 100a. 

auf Vorschlag der KommiSSIOn (I). 

nach Stellungnahme des 'X'irrschaits- und Sozlalausschus· 
ses (~), 

gemäß dem Vertahren des Artikels 189b des Ver­
trags (J), 

m Erwägung nachstehender Grunde: 

Die Gemeinschatr hat mit den Beschlüssen 89/337/ 
EWG (') und 89/630/EWG 1 ') des Rates die strategische 
Bedeutung fortgeschrmener Fernsehdienste und hochauf­
lösender Fernsehdienste iHDTV) für die europäische 
Konsumelektromk und für die europäische Fernseh- und 
Filmindustrie anerkannt und den strategIschen Rahmen 
ftir die Einführung von forrgeschrmenen Fernsehdiensten 
und HDTV-Diensten in Europa festgelegt. 

Die Ziele der Strategie tur die Einfuhrung des HDTV in 
Europa sind Bestandteil der Politik der Gemeinschatr im 
audio-visuellen Bereich. wobei in diesem Zusammenhang 
die Bedeutung der Richrlinie.89/552/EWG des Rates vom 
3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter Rechts­
und Verwalrungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Ausübung der Fernsehtärigkeit (6) bekräftigt werden 
sollte. Im Hinblick aui die Entwicklung der audio-visuel­
len Möglichkeiten Europas müssen auch die anderen 
Ziele dieser Politik. einschließlich strukrurelle Ziele wie 
die Entwicklung der Produktion in Ländern oder Regio­
Den mit geringeren audio-visuellen Kapazitäten, berück­
sichtigt werden. 

Die Richtlinie 921381EWG des Rates vom 11. Mai 1992 
über die Annahme von Normen für die Satellitenausstrah-

(I) ABI. Nr. C J41 vom 18. 12. 1993. S. 18, und ABI. Nr. 
CJ21 vom 18. 11. 1994. S. 4. 

(2) ABI. Nr. C 148 vom JO. 5. 1994, S. 1. 
e) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 19. April 

1994 (ABI. Nr. C 128 vom 9. 5. 1994, S. 54). Gemeinsamer 
Standpunkr des Rares vom 22. Dezember 1994 (ABI. Nr. 
C J84 vom 31. 12. 1994, S. 36) und BeschluB des Europäi­
lehen Parlaments vom 13. Juni 1995 (ABI. Nr. C 166 vom 

_ 3.7. J995). ';..-:;!':',;",~.:l .' . r) ABI. Ni: i 1"2 -Yom 15:$. !989, S. 1. . " . 
(') ABI. Nt:"!: 16J 9oaiU'Z. 1989, S. JO. 

I unI! I'on h:rnsehslcnalen I" h:H Jcn rl':.!uIJron~~hcn Rah· 
men tur JIt~ :-';ormung Im ßcrel.:n dcr rorrceschrrrtenen 
Fcrnsehdlcnsre tcS[!zcleer. \\'oOel JIC :\nrm HD·\IAC i'l 
als Jle c.'uropaische )areillren· lind I\Jbclubertragungs­
norm tur OIcht volIdigitales HD1\' lind Jie ~orm D2-
.\IAC i") tur andere. nicht \'ollJII!lrah: Satelliten- und 
Kabeluberrraeuncen Im BreltbllJs,hlrmrormat 16;9 zu­
grunde !!eleet wurden. 

Durch den Beschlub 93/424/E\,\'G Jes Rates \'om 22. Juli 
1993 uber einen Aktionsplan zur Einiuhrung iortgesehnt­
rener Fernsehdienste In Europa I iO) soll das Breltbild­
schlrmtormat 16:9 1625 oder 1250 Zeilen! gefördert 
werden. und zwar unabhängIg \'on der verwendeten euro· 
päischen Fernsehnorm und unabhanclg \'on Jer Uberrra· 
gungstcchmk I terrestrISches Svstem. Satellit oder Kabell. 

In Artikel - Jer Richrlinie 92/38/EWG wurde die Kom­
miSSIOn aufgetordert. emen Bericht uber die AUSWirkun­
gen der .l.n\~endung dIeser Rlchrlmle. uber die ~[arktent­
WICklung. Insbesondere uber die an oblektlven Kritenen 
gemesse~e .\Iarktdurchdnngung, und uber die Verwen­
dung von Gemelnschatrsmmeln \'orzuiegen und dem Rat. 
falls erforderlich. Vorschläge zur .l.npassunc der Ricin· 
li me an diese EntWicklungen zu unterorelten. 

Um die In den obengenannren Bescnlussen niedergelegten 
Ziele der Gemeinschaft zu erreiChen und um In Sinne des 
Artikels 7a des Verrrags zum relbungsiosen Funktiomeren 
des Binnenmarkts im BereIch der Ubertragung von Fern­
sehslgnalen beizutragen. müssen Schrrrre zur Annahme 
eines gemeinsamen Formats ftir Breitbildschlrmüberrra­
gungen unternommen werden. , 

Das Breltbildschirmiormat 16:9 wurde auf mternanonaler 
Ebene von der Internationalen FernmeldeUnion 
(ITU) (lI)für das HOT\' angenommen: es ist wünschens· 
wert und möglich, den ~arkt für torrgeschrmene Fern­
sehdienste und -produkte mit dem gleichen Breitbild· 
schirmformat 16:9 zu entwickeln. 

Für die Zwecke dieser Richtlmle Wird an Breltblldschlrm­
Fernsehdienste die Mlndestantorderun~ gestellt. daß em 
Obertragun~ssystem verwendet Wird. das genügend Inior· 
mationen liefert, damIt ein enrsprechend ausgerüstetcr 
Empfanger ein Vollbild mit voller vemkaler Autlosunc 
darstellen kann; für dieselben Zwecke gilt em Fernseh· 

(7) ABI. Nr. L 137 vom 20. 5. 1992, S. 17. 
(.) ETS-Norm-Entwurf: ETS JOO J52. 
('I ETS-Nonn·Entwurf: ETS JOO 250. 
(10) ABI. Nr. L 196 vom 5. 8. 1993, S. 48. 

.- ('I ~t vom'17. 10. 1989, S. 23. 
(") In der Il1J-R·Empfehlung 709 werden _Blldmerkm~lc" ein· 

IChlieBlich des Brerrbildschlrmform:lfs 1"":'1 tem:elcl!!. 
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Nr. L 281/52 AmtSblatt der Europalschen Gemeinschaften 23.11.95 

dienst. der für du: Uberrra~ung das 4:3-Lctterboxformat 
verwendet und der die genannte Mindestanforderung 
nicht erfüllt. nicht als Breitbildschirm-Fernsehdienst Im 
Sinne dieser Richthnle. 

Fernsehdlenstc: werden derzeit durch terrestrische Sy­
steme. Satelhtensvsteme und K3bels~'steme inS Haus ~elie­
fert. und es Ist wichtig. daß fortgeschClttene Breltbdd­
schirmdienste der ):I"oßtmoglichen Zuschauerzahl verfüg­
bar gemacht werden. 

Kabelfernsehnetze und deren technische Fähigkeiten. wie 
sie von den Mitgliedstaaten definiert worden sind. bilden 
einen wichtigen Bestandteil der Fernsehinfrasrrukrur \'ie­
ler Mitgliedstaaten: sie werden von entscheidender Bedeu­
tung für die Zukuntt fortgeschrittener Fernsehdienste 
sein. 

Gemelnschattsantennens\'steme entsprechend der Defini­
tion der Mitghedstaaten bleiben von dieser Richdinie 
unberührt. 

Es ist unerläßlich. als Voraussetzung für einen effektiven. 
freien Wettbewerb ~ememsame Normen für die digitale 
Übertragung von FernsehsIgnalen über Kabel. Satellit 
oder terrestrische S\'Steme zu schaffen: dies kann am 
besten dadurch erreicht werden. daß eine anerkannte 
europäische :--;ormun~sorganlsation beauttragt wird. wo­
bei. soweit dies an!!ebracht ist. die Ergebnisse des derzei­
tigen Konsensprozesses zwischen den Marktteilnehmern 
zu berückslchtl~en Sind. 

Solche ~ormen sollten rechtzeitig \'or der ~larktemfüh­
rung neuer. ml[ dem digitalen Fernsehen \'erbundener 
Dienste ausgearbeitet werden. 

Für die Kunden und Anbieter von .. Pav-TV"-Diensten 
sowie für die Inhaber der Urheberrechte von Sendungen 
ist die Frage der ZugangsberechtJgung wichtig. 

Ein breltan!:elegrer Konsultationsprozeß. an dem die rele­
\'anten Wirtschattsteilnehmer des europalschen Marktes 
beteiligt waren. hat zu Vereinbarungen über eine Reihe 
von Fra~en Im Zusammenhang mit der Zu~angsberechti­
gung bei digitalen .. Pav-TV"-Dlensten geführt. 

Du: Anbleter von Diensten mit ZugangsberechtIgung 
mussen die Vergutung fur ihre Investitionen und tur die 
BereItStellung der Dienste für die Rundfunkvc:ranstalter 
einfordern kor.nen und dadurch ermutigt werden. Ihre 
In\,estltlonstatL.:kelt fortzusetzen. 

Um sKherzustdlen. daß alle Anbleter von "Pav-TV"­
Diensten grunJsarzhch allen Kunden digitaler .. Pay-TV"­
Dienste In der Europalschen Gemelnschatr Ihre Pro­
gramme hefern konnen. sollte der Einbau des gemeinsa­
men europalschen Verwürfelungs-Algomhmus In entspre­
chende Gerat~ der J..:unden vorgeschCleben werden. 

Des weiteren ist es angebracht. Vorkehrungen für die 
Übergabe der Konrrollfunktion ( .. transconrrol") der 
Zugangs berechtigung an den KopfsteIlen der Kabelfem­
sehneae und für die Vergabe von Lizenzen für die 
Technologie der Zugangsberechtlgunc: an Hersteller zu 
treffen. 

Im digitalen audiOVisuellen Umfeld In ::uropa werden sich 
die ~Iö!:hchkelten fur Piraterie veq:roßern. was negative 
AUSWirkungen rur die Betreiber und ,he Programmanbie­
ter haben wird. Deshalb wird die Eintuhrung und Durch­
seaung wirksamer Vorschriften zur Bebmpfung des 
Piratentums auf europäischer Ebene immer dringlicher 
werden. 

AngeSichts dieser Markt- und Technologieenrwicklungen 
ist die Richtlinie 92138/EWG aufzuheben und eine neue 
Richtlinie zu erlassen. 

Aufgrund der raschen Entwicklung der Technologien für 
fortgeschrittene Fernsehdienste ISt ein gemeinsames Vor­
gehen in diesem Bereich erforderlich. Zahlreiche und 
voneinander unabhängige Maßnahmen der Mitgliedstaa­
ten könnten zu einer unerwünschten Aufsplitterung des 
Marktes für Produkte und Dienste sowie zur Überschnei­
dung von Maßnahmen führen. Daher können solche 
~laßnahmen besser auf Gemelnschattsebene durchgeführt 
werden. 

In Jen Schlußfolgerungen der PräSIdentschaft anläßlich 
der J..:onferenz der G7 zur InformatJonsgeselJschaft. die 
.olm 25. und 26. Februar 1995 In Brussel stattfand. wurde 
Insbesondere auf die ~orwendlgkelt eines rechthchen 
Rahmens hingewiesen. rrut dem die OHnung der :-';erze 
und die Einhaltung der \,\'ettbewerbsregeln Sichergestellt 
werden soll -

HABE:" FOLGE:--iDE RICHTLI~IE ERLASSE:": 

Artikel 1 

Die ~'1itgliedstaaten ergreifen !!eeignete ~aßnahmen. um 
dIe beschleußlgte EntWIcklung iortgeschrlttener Fernseh­
dienste - einschließlich Breltbildschirm-Fernsehdlenste. 
hochauflösender Fernsehdienste und Fernsehdienste. die 
volldll!ltale Ubertra!!ungssvsteme verwenden - zu iör­
dern. 

Die ~liq:diedstaaten achten daraui. daß die Uberrra!:unc 
von bereits bestehenden Brelbildschlrm-Fernsehdlensten. 
Insbesondere !!emaß der Rlchthßle 921381EWG und dem 
Beschluß 93/424/EWG. aui oftenrllch zuganghche digItale 
Uberrrai!unpsvsteme erleh.:hterr Wird. wobei die Inrere~­
~en der Anbleter wie luch der Fernsehzuschauer zu 
schurzen smd. die für die Herstelluni! bzw. rur den 
E:.mpiang dieser Dienste Invesrmonen getatlgf habt·n. 

Artikel .: 

Für alle rernsehdlenste. dlC uber Kabel. San:lht oder 
terrestrische Svsteme zu Fernschzu~chauern In dl"r 
Gemeinschaft u'bertragen werden. gilt t()lgendc~: 

-
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.11 Flir Dienste Im Breltbaldschlrmtormat mit 625 Zc:alc:n. 
die mcht volldll~ltal 'imd. wIrd das 16:9-D2-\IAC­
Ubertragungssv'itcm oder Cln 16:~-Ubt:rtragu",!ss\"­
,rcm verwendct. JJS mit PAL odcr SEC\~I \Oll 
kom pan bel I~t. 

Breltbalds~hlrm-Fernschdlenstc bt:stchen JUS I'rogrJm­
men. die m der .-\bSKht her!!estellt und vertrieben 
werden. der nffentiKhkelt .1ur Breltbalds~hlrmen JJr­
gestellt zu werden. 

Das Format 16:9 ISt das Bezugstormat der Breltblld­
schirm-Fernsehdienste. 

bJ Für hochaurlösende Dienste. die mcht voll digital Sind. 
wIrd das HD-MAC-Uberuagungssystem verwendet. 

e) Für volldigitale Dienste wird ein übertragungssystem 
verwendet. das von einer anerkannten europaischen 
Normungsorgamsanon genormt worden ist. Ein über­
uagungssystem umfaßt in diesem Kontext folgende 
Bestandteile: Erzeugung von Programmsignalen 
(Quellkodierung der Audio-Signale. Quellkodierung 
der Video-Signale. ~ultiplierung der Signale) sowIe 
Anpassung an die Ubertragungsmedien I KanaIkodie­
rung, ~odularion und gegebenenfalls Verteilung der 
Energie). 

Volldigitale übertragungssvsterne. die der Öffentlich­
keit für die Verteilung von Fernsehdiensten zur Verfü­
gung stehen. mussen für die Verteilung von BreIt­
banddiensten geeignet sein. 

ArtIkel 3 

• Iri der Gemeinschatt zum Verkauf oder zur Miete ange­
bo_tene Fernsehgeräte mit einem integrierten Bildschirm. 
dessen sichtbare Bildschirmdiagonale 42 cm überschreitet. 
müssen mindestens mit einer(von einer anerkannten euro­
päischen Normungsorganisarion genormten) Anschluß­
buchse für offene Schnirtstellen ausgerüstet sein, die den 
einfachen Anschluß von Peripheriegeräten. Insbesondere 
von zusätzlichen Dekodern und Digitalempfängern, 
ermöglicht. 

Artikel 4 

Hinsichtlich der Zugangsberechtigung der Fernsehzu­
schauer zu digitalen Femsehdiensten in der Europäischen 
Gemeinschaft gilt. unabhängig vom überrragungsweg, 
folgendes: 

a) Alle Kundengeräte. die in der Europäischen Gemein­
schaft verkauft, vermietet oder in anderer Weise zur 
Verfügung gestellt werden und die verwürfelte digitale 
Fernschsignale dekodieren können, müssen in der 

' .. ~ ·Lage sein, . - . . '-
.. -' ~lche S~le· entsprechend dem gemeinsamen 
.- " ,'. . europäischen Verwürfelungs-A1gorithmus, für den 
,. : -." eine anerkannte' europäische Normenorganisation 
(-: " .•.. als '{er1!'alter fungiert, zu dekodieren; .... -

·,r 

~I!!nalt:. Ju: unvcrs.:nIUSSl'lr lIhl'rrrJ~cn worden 
,md. \\'lcdcr:wl!l'ben. " or.IU"I!Ot'CZ·. ,I,II~ dt:r \ hc­
rcr bCI ~cmlerercn l,<:f,Hl'n dlC "If·',-IlI.Il!I~C .\hl·t­
\l'rcrnb.uulll! l·lnn,lic. 

b I ZUl!.1nl!~bcrc.:hm!unl!~Snrcml·. .;:,. .1Cf i:~ror,\I' 
,,;hcn (;t:mems~hJrt l'rn!!l·~t'tzr '.\ vft:c:l. ,nu"cn ,:IC 
t:rtordcrh~hl'n rc~hnl~~hen .\ IOl!II'::1"elrcn rur ,·mc 
kosreneunSrH!e ljberl!Jbe Jer kontrolltunktIon Jn lh:n 
koprsrcllen der kJbclnetze .turw<,l,>en. um den "Jbci­
ternsehbetrelbern aut lokaic:r oder rC:!lOnJlcr Ebene 
eane l'ollstandll!C Kontrolle Jer Dienste zu crmol!il­
~hen. Jle sokhe Zuganl!sbere~hnl!unl!s,vsreme I·er­
wenden. 

d Die ~litgliedsraaren ergrelien .1l1e I!eell!neren ~Ial;nah­
men. damIt die Anbierer von DH:n~ren mir Zuganesoe­
rechngung. unabhängIg I'om lbertragungsweg: dIe 
ZugangsdIenste zu digitJlen Fernsehdiensten herstellen 
und vermarkten. 

allen Rundfunkveranstaltern zu .;han~englelchen. 
angemessenen und nl~htJlsknmanlerenden BedIn­
gungen te~hnas~he Dienste anbIeten. die es ::esrat­
ten. da!; Jeren dl{!ltaie Fernsehdienste von 
zugangsberechngren Zus.:hauern mit Hilie \'on 
Dekodern. die von dt:n .-\nbletern \·on Diensten 
verwaltet werden. empiJnl!en weraen. und Jas 
Werrbewerbsrecht der Gt:means~hait respektieren. 
insbesondere an Eillen eaner benerrs~nendcn \,\'err­
bewerbspositlon: 

in bezug auf ihre Titll!Kclt Jis .-\nbleter von Dit:n­
sten mIt Zugangsbere~hm:unl! t'tne !!etrennte 
Rechnungsfuhrung naben. 

Die Rundfunkveranstalrer veröttenthchen eme T Jnrli­
ste für Fernsehzuschauer. bel der beru~ksichtll!t WIrd. 
ob Zusatzgeräte bereItgestellt werden oder n,~ht. 

DigItale FernsehdIenste können Sich nur dann auf 
diese Bestimmungen berufen. wenn die angebotenen 
Dienste mit den gelrenden europals~hen Re.:htsvor­
schritten übereinstJmmen. 

d) Bei der Vergabe von Lizenzen an Hersteller von 
Kundengeräten müssen Inhaber von Industrleel!!en­
tumsrechten an ZugangsberechtIgungssYStemen und 
-produkten diese zu chancengleIchen. angemessenen 
und nichtdlskrimmlerenden Bedingungen verj:;eben. 
Die Vergabe von Lizenzen. bel der technische und 
handelsspezifische Faktoren zu beru~kslChn!!en smJ. 
darf von den Rechtsmhabern mchr Jn Bedmgungen 
geknüpft werden. mir denen der Einbau 

entweder einer gememsamen Schnlrtstelle, die den 
Anschluß auch mehrerer anderer Zugangssystcmc 
ermöglicht • 

oder von Elementen. dIe emem Jndercn Zugangs­
system eigen sand. sofern Jcr 1.lzenznehmer dlc 

.... _ . • .". J .'.'., .• :-. ,,;,~.?.. . 
J-< 2· .... .-.: __ ·""'· ...... · .. , ~;..-.... ~~·,,·t· ... ·.i,·.;'·,~'k..,....c= :.. ........ _ 4_ 
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vernunrtllten und an~emessenen Bedingunp;en ein­
hält. mit denen die Sicherheit der Transaktionen 
Jer Anbleter \"on Zugangsberechtigungssystemen 
\Ichcr~estellt wird. 

In t:an (;erat unterSJltt. \'erhandcrt oder entmutigt 
wcrden ,oll. 

rermchcmpfangcr mit eanem antegrlerten digitalen 
Dekoder mussen ean Eanbau \'on mandestens eaner 
I!cnormten Steckbuchse erlauben. die den AnschluG 
~'on ZuganJ:sberechtlcungss\'stcmen und anderen Ele­
menten emes JU:ltalen rcrnsehdlenstes an den diglta­
lcn Dekoder ermogltcht. 

CI Die ~litgliedstaaten tragen dafür Sorge. daß vorbe­
haltlich der an Anwcndung des Vertrags von der 
KommiSSIon oder \'on ~'1itgliedstaaten ergriffenen 
~laGnahmen lede Partei mIt emer ungelosten Streit­
frage an bezug aUf die Anwendung der Bestimmungen 
dieses Artikels eanen leichten und im Grundsatz 
kostengunsngen Zug:1ng zu geeigneten Schlichtungs­
veriahren hat. mit dem Ziel. Jiese Strclttragen in 
ausgewogener und transparenter Weise zügig beizule­
gen. 

Dieses Verühren schließt Schadensersatzklagen einer 
der Parteien Oldlt aus. Falls die KommiSSion aut[!etor­
den Wird. ':Im: Stellun[!nahme bezuglich der :\nwen­
Jung des V.:nrJgs Jbzu!!eben. so mUb sie Sich umlte­
hend Ju!;ern. 

:1rtlkcl 5 

örctrntlJschlrm·h:rn~ehdlenste Im Format 16:9 im Sinne 
\'on :\rnkcl 2. du: ',on }(Jbcltcrnsehs\'stemen emptJngen 
und weiten'cndt wl.'rcien. werden zumandest Im Breit· 
btidschlrmrorm.H 16:" \\'elrer\'errc:tlr. 

:1rt:kel h 

Die }(ommlsslon rrurr cilr: Bedangungen tur die Anwen­
dun?: dieser RlchtitOle sowie die ~larkrenT\\'Icklun[! bel 
den diprJlen Fernsehdiensten in der EuropJlschen Unton 
vor dem I, Juli 1 '197 und danach alle zwei Jahre und 
unterbreitet dem Eurooaischen Parlament. dem Rat und 
dem Wirrs.:hat[~· und 'SozlJlausschuß einen Bwchr. Die­
ser Berlchr bernttr die ~lJrktenT\\'Icklun~ und insbeson­
Jc:re Jle EnT\\'Icklung 111 bezug auf die Fonschntre 111 den 
Bereichen Technoiogle und dl[!lrale Dienste sowie die 
rechnl\chen und hJndeisspezltlschen EnrwlCklun~en des 
Zupnl:sberechtl[:un[!smarkre~ unter BeruckslchtJ!!unJ: der 
dlltltJlen t-erns.:hdlensre. 

Falls erforderlich. legt die Kommission dem Rat Vor­
schläge zur Anpassung dieser Richtlinie an diese Entwick­
lung \"or. 

Art/kt:! i 

Die Rlchtlanie 92/38/EWG wird neun .\Ionate nach dem 
Zeitpunkt des lnkrarmetens dieser \a:htlinae aufgeho­
ben. 

Artikel 8 

( 1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschrirten. um dieser Richtli­
nie innerhalb von neun Monaten nach ihrem Inkrafttre­
ten nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüg­
lich davon in Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen. 
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen 
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese 
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme. 

(2) Die Ylirghedstaaten teden der Kommission den 
\X'ortlaut der Innerstaatlichen ReciJtSvorschriften mIr. die 
sie Juf dem unter diese 'Rlchrhnte tallenden Gebier erlas­
sen. 

Artikel q 

Diese Richtlinie tritt Jm Ta!! Ihrer \'eroifenrhchung Im 
Amtsbl.:m der blrapalschm Gemeznsc/J.:zften In }(rJrt. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ISt Jn die ~litghedstaaten genchrer. 

Geschehen zu Luxembur[! am 24. Oktober 1995. 

Im l\'amen des EI/rapalschen Im N.:zmen des Roltes 
P.:zrlamcnts 

Der Pri:lSIdem Der Pr.:zsldcnt 

K. H:\~SCH L. .-\TIE:--lZ.-\ SER~A 

-
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